
der Entnazifizierung in der Öffentlichkeit wurden als Gründe genannt 12 . Die Militär¬
regierung hatte inzwischen eine Aufstellung saarländischer Juristen, die kein
NSDAP-Mitglied gewesen waren, an Müller geschickt: 17 Richter, 21 Rechtsan¬
wälte, sieben Notare und ein Verwaltungsjurist wurden darin genannt, die aber teil¬
weise durch ihre Arbeit in leitenden Positionen unabkömmlich waren 13 . Die Ver¬
waltungskommission konnte der Militärregierung am 20. Mai 1947 einen ersten Vor¬
schlag für die Besetzung der Posten des Staatskommissars, der Spruchkammervorsit¬
zenden und der Stellvertreter machen. Leroy stimmte zwei Wochen später zu - er
hatte nur eine einzige Änderung gewünscht. Es fehlte aber noch die Einwilligung der
betreffenden Juristen: Der Großteil der Juristen lehnte ab 14. Die Verwaltungskom¬
mission schuf daraufhin mit einer Dienstpflichtverordnung die Voraussetzung, Juri¬
sten zur Übernahme des Amtes zu zwingen. Die Verordnung wurde aber nicht ange¬
wandt, da sie unter Juristen heftig umstritten war 15 . Stattdessen sollte eine großzügige
Vergütung die Bedenken der Juristen zerstreuen 16. Gegenüber Leroy erklärte Ku¬
chenbecker, es gehe darum, eine freiwillige Übernahme der Tätigkeit, die eine
schwere Last ist, zu fördern, da die Richter die Möglichkeit geltend machen, sich auf
ihre gesetzlichen Privilegien zu berufen, um die Übernahme abzulehnen 17 . Der spä¬
tere Staatskommissar, Senatspräsident Karl Manderscheid, wünschte nicht nur die
Bereitstellung eines Dienstfahrzeuges und eine angemessene Aufwandsentschädi¬
gung, sondern auch die Schwerstarbeiterzulage auf der Lebensmittelkarte. Seine fi¬
nanziellen Forderungen wurden von Leroy unterstützt 18 . Er wurde am 4. Juli 1947
von Müller zum "Staatskommissar für die politische Säuberung" ernannt. Mander¬
scheid machte aber seine endgültige Zustimmung aus grundsätzlichen Bedenken vom

12 LA SB VK 205.
13 Unter anderem Müller, Neureuter und GeneralStaatsanwalt Heinz Braun. GMSA/DAA/IC 4599: Parisot

an Müller, 14.5.1947; LA SB VK 205. Nur fünf Richter, sechs Rechtsanwälte und zwei Notare hatten
überhaupt keiner NS-Organisation, auch nicht der NSV, angehört. Allgemein zur politischen Belastung
des Juristenstandes und dem Versuch seiner Entnazifizierung: Benz, Wolfgang: Die Entnazifizierung
der Richter, in: Justizalltag im Dritten Reich/hrsg. von Bernhard Diestelkamp u.a. Frankfurt/Main
1988, S. 112-130; Diestelkamp, Bernhard und Susanne Jung: Die Justiz in den Westzonen und der frü¬
hen Bundesrepublik, in: APZ B 13-14/89 (24.3.1989), S. 19-29; Wrobel, Hans: Verurteilt zur Demo¬
kratie. Justiz und Justizpolitik in Deutschland 1945-1949. Heidelberg 1989.

14 Müller an Grandval, 20.5.1947; GMSA/DAA/IC 5101: Parisot an Müller, 4.6.1947; LA SB VK 205.
15 Die richterliche Unabhängigkeit könne nicht durch eine einfache Verordnung eingeschränkt werden;

Oberlandesgerichtsrat Baltes an Kuchenbecker, 23.7.1947; LA SB VK 205. "Rechtsanordnung über die
Dienstpflicht" zur Durchführung der RAO, 12.6.1947; ABLSaar Nr. 33/47 (8.7.1947), S. 226. Hierzu:
Kuchenbecker an Müller, 6.6.1947; 95. VK-Sitzung, 11.6.1947; LA SB VK 166/6f. u. VK 212.

16 Am 21. Juli 1947 fand eine Besprechung zwischen hohen Richtern des Saarlandes und Vertretern der
Verwaltungskommission statt, bei der man sich auf dieses Vorgehen einigte und neue Personalvor¬
schläge machte; Kuchenbecker: Bericht an Müller, 22.7.1947; LA SB VK 166/3ff.

17 Kuchenbecker an Leroy, 25.7.1947; LA SB VK 205.
18 Widerstand gegen eine zu hohe Vergütung kam vom Finanzdirektor Grommes. Kuchenbecker: Ver¬

merk für Müller, 29.5. u. 6.6.1947; 95., 97. u. 105. VK-Sitzung, 11., 17.6. u. 11.7.1947; Kuchenbecker
an Leroy, 20.7.1947; LA SB VK 205, 166/6f. u. 212. Das Problem des Dienstwagens war Anfang
September noch nicht gelöst. Parisot ermahnte Müller, endlich einen fahrbereiten Kraftwagen zur Ver¬
fügung zu stellen; GMSA/DAA/IC 8159: Parisot, 8.9.1947; LA SB VK 195.
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